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Anmerkungen zum Diskussionspapier der CDU/CSU-Bundestagsfraktion                   

„Neue Energie-Agenda für Deutschland“ 

17.12.2024 

1 Grundsätzliche Rückmeldung 

Der BDEW begrüßt, dass die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bei der Erarbeitung ihrer Positionie-

rung für eine zukünftige Energiepolitik den Dialog mit der Branche sucht. Dieser wird aufgrund 

der zunehmenden Komplexität der Energiepolitik – bedingt durch die fortschreitende Transfor-

mation und geopolitischen Ereignisse – immer wichtiger. Der Einbezug der Praxis ist Vorausset-

zung für das Gelingen der Energiewende. 

Zudem begrüßt der BDEW die Anerkennung des Klimaneutralitätsziels. Sowohl der Klimaneut-

ralitätspfad als auch die Sektorziele sind wichtige Eckpfeiler für Planungs- und Investitionssi-

cherheit, auf die der Energiesektor seine Transformationsplanung abstellt. Die Sektorziele 

konnte der Energiesektor bisher immer einhalten. Grundsätzlich gilt: Planungssicherheit ist für 

die erfolgreiche Dekarbonisierung der Energieversorgung die zentrale Prämisse. Ohne Pla-

nungssicherheit besteht für die Unternehmen keine Investitionssicherheit, was im Ergebnis zu 

Attentismus führt.  

Das Diskussionspapier stellt einen wichtigen Impuls für die Fortführung des konstruktiven Dia-

logs mit der Energiebranche dar. Wir teilen die Ausführungen insbesondere zum Stellenwert 

von Versorgungssicherheit, zur Einrichtung eines Kapazitätsmarktes sowie die entschiedene 

Ablehnung einer Teilung der deutschen Stromgebotszone, die Ablehnung eines Rückbaus der 

Gasnetze, das Eintreten für die Nutzung aller klimaneutralen Gase, das Votum für die Nutzung 

aller Erneuerbaren Energien (wobei Wind und PV aus Sicht des BDEW den Großteil einer klima-

neutralen Energieversorgung stellen werden), die Hervorhebung der Bedeutung der Digitalisie-

rung, aber auch und vor allem die Fokussierung auf Systemdienlichkeit und Kosteneffizienz.  

Wie gewünscht, gibt der BDEW im Folgenden gerne Hinweise zu einzelnen Positionen der 

„Neuen Energie-Agenda für Deutschland“ vom 5. November 2024. 
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2 Hinweise zu einzelnen Positionen 

2.1 Kosteneffiziente Energiewende 

Der BDEW begrüßt ausdrücklich den Fokus der Union auf eine kosteneffiziente Energiewende. 

Mit einer klugen Verzahnung der verschiedenen Elemente des Energiesystems lassen sich Kos-

ten im Aufbau und Betrieb einsparen. Je kosteneffizienter die Umsetzung der Energiewende 

ist, umso mehr kann die Akzeptanz dafür in der Gesellschaft gesichert werden. Sowohl beim 

weiteren Ausbau der Erneuerbaren Energien als auch bei der Netzinfrastruktur wird der Fokus 

auch auf der systemdienlichen Planung von Erzeugungs- und Netzkapazitäten liegen müssen. 

Hier bedarf es eines sektorübergreifenden Transformationsansatzes, der neben Strom auch 

Gas und Wasserstoff berücksichtigt. Priorisierung und Standardisierung beschleunigen den 

Netzausbau, senken die Kosten des Ausbaus sowie die Betriebskosten. Der grundsätzliche Be-

darf des weiteren umfangreichen Netzausbaus sowie der Netzmodernisierung bleibt hiervon 

unberührt. Eine Synchronisation von Netzausbau und EE-Ausbau darf nicht zu einer Verlangsa-

mung des Ausbaus der erneuerbaren Energien führen. Maßnahmen zur Steigerung der Syste-

meffizienz wie Spitzenkappung, Sektorkopplung, intelligente Vernetzung und Flexibilitäten füh-

ren zu einer effizienteren Netzauslastung und vermeiden Redispatch im Übertragungs- und 

Verteilnetz. Auch die netzdienliche Ansiedlung von standortflexiblen Lasten kann Kosten redu-

zieren. Zahlreiche Akteure und Anwendungen können zur Flexibilisierung des Energiesystems 

beitragen, darunter KWK-/Wärmenetzsysteme, Industriebetriebe, Elektrolyseure, Elektrofahr-

zeuge, Pumpspeicher, Kraftwerke, Batteriespeicher oder Power-to-Heat-Anlagen.  

2.2 Versorgungssicherheit und steuerbare Leistungen 

Der BDEW begrüßt die Position der Union zur Notwendigkeit neuer steuerbarer Leistungen als 

verlässliche Säule der Energieversorgung, einschließlich eines entsprechenden Kapazitätsmark-

tes mit Fokus auf Versorgungssicherheit unter Einbindung von Flexibilitätsoptionen.  

Die Einführung eines Kapazitätsmarktes ist eine der großen Herausforderungen der nächsten 

Jahre. In einem intensiven Dialog mit seinen Mitgliedsunternehmen hat der BDEW den Vor-

schlag eines Integrierten Kapazitätsmarktes (IKM) vorgelegt. Wesentliches Element des IKM 

sind zentrale wettbewerbliche Ausschreibungen, die einen sicheren Investitionsrahmen für 

steuerbare Kapazitäts- und Flexibilitätsoptionen bieten sollen. Hierzu werden bei der Bedarfs-

ermittlung die Kapazitäts- und Flexibilitätsbeiträge aus anderen Mechanismen wie der Förde-

rung nach dem Erneuerbaren Energien Gesetz (EEG), dem Kraftwerkssicherheitsgesetz 

(KWSG), dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) sowie Flexibilitätsanreize über die  

Energie- und Systemmärkte berücksichtigt. 

Eine wesentliche Voraussetzung für eine Verbesserung des Investitionsrahmens ist die Durch-

führung von zentralen wettbewerblichen Ausschreibungen von Kapazitätsverträgen für Erzeu-

gungsanlagen und Flexibilitäten.  
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Aus Sicht der Energiewirtschaft sollten die begonnenen Diskussionen aufgegriffen und unter 

Berücksichtigung der Stellungnahmen der Expertinnen und Experten zu Ende geführt werden. 

Zentrales Ziel muss sein, im Jahr 2028 eine erste Ausschreibung im Rahmen eines Kapazitäts-

marktes durchführen zu können.  

Neben der Bedeutung der Einführung eines Kapazitätsmarkts 2028 muss bereits kurz- und mit-

telfristig der notwendige Zubau steuerbarer Leistung zur Gewährleistung der Versorgungssi-

cherheit und des Kohleausstiegs durch Ausschreibungen von Kraftwerksleistung angereizt wer-

den. Die grundsätzlichen Überlegungen zum Kraftwerksicherheitsgesetz aus der ausgehenden 

Legislatur stellen hierfür eine geeignete Grundlage dar. Hier bedarf es schnell einer gesetzli-

chen Grundlage und des Starts der Ausschreibungen, um rechtzeitig die notwendige Erzeu-

gungsleistung am Netz zu haben. Die Rahmenbedingungen sind so auszugestalten, dass bei 

den Ausschreibungen hinreichend Nachfrage erzeugt wird. So sind z. B. die Anforderungen an 

den Wasserstoffeinsatz im Hinblick auf die Marktreife sowie Verfügbarkeit von Infrastruktur 

und Mengen realistisch auszugestalten. Ebenso sollten, um Synergien zu heben, auch bisherige 

Standorte weitergenutzt werden dürfen. Stadtwerke als wichtige Erzeuger sind nicht durch zu 

hohe Sicherheitsleistungen und Pönalen faktisch auszuschließen. Wir empfehlen auf die Ausar-

beitungen und Stellungnahmen der Energiebranche zurückzugreifen. 

2.3 Rolle des Emissionshandels 

Der Emissionshandel stellt zweifelsohne ein effizientes (Leit-)Instrument zur Reduzierung der 

CO2-Emissionen sowie zur Entfaltung einer Lenkungswirkung dar. Der BDEW setzt sich für eine 

Stärkung des europäischen Emissionshandels ein, der perspektivisch alle Sektoren in einem 

System umfasst. Den Vorschlag, mehr Länder außerhalb der EU für eine CO2-Bepreisung zu ge-

winnen, sowie die Forderung, das europäische ETS international anschlussfähig zu gestalten, 

wird unterstützt. 

Gleichwohl ist auch künftig ein begleitender Ordnungsrahmen sinnvoll. Preissignale allein garan-

tieren nicht die rechtzeitige Entwicklung geeigneter Vermeidungsalternativen – insbesondere, 

wenn sie politischem Einfluss ausgesetzt sind und in ihrer Höhe (und damit Lenkungswirkung) 

begrenzt werden. Sie wirken demnach nur dort lenkend, wo Alternativen bereits verfügbar 

sind, andernfalls werden lediglich nicht zu vermeidende Kosten generiert.  

Die Begrenzung der Lenkungswirkung zeigt sich beispielsweise bei der Annahme eines CO2-

Preises in Höhe von 100 €/t CO2, woraus ein Aufschlag von 2,4 Ct/kWh auf den Erdgas-Preis 

resultiert. Diese Verteuerung wird beim Privatkunden zwar zu höheren Kosten, aber nicht 

zwingend zu einem Heizungstausch führen und entsprechend nicht zur Realisierung der Wär-

mewende beitragen.  

Ohne flankierenden, anreizenden Ordnungsrahmen bleibt die rechtzeitige Entwicklung von Al-

ternativen zur Erreichung der Klimaziele im verfügbaren Zeitrahmen aus.  
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Um eine Überforderung der Verbraucher durch steigende Energiekosten im Zuge eines wir-

kungsvollen Emissionshandels abzuwenden und zugleich die Akzeptanz zu sichern, sind mit 

den Einnahmen des Emissionshandels Förderprogramme oder anderweitige gezielte Entlastun-

gen auf nationalstaatlicher Ebene zu finanzieren, wie z. B. die Senkung der Stromsteuer. 

Das Finanzierungspotenzial für weitergehende Maßnahmen ist aufgrund der Volatilität des 

CO2-Preises hingegen unklar. Ob sich beispielsweise die Netzentgelte damit dauerhaft halbie-

ren lassen, ist offen. 

2.4 Wärmesektor 

Der BDEW unterstützt das Ziel einer sozialverträglichen und praxistauglichen Wärmeversor-

gung, die alle Dekarbonisierungs-Optionen, -Technologien und klimaneutralen Energieträger 

nutzt. Die Gesetzgebungen (insbesondere GEG und WPG) und Förderungen (insbesondere BEG 

und Bundesförderung effiziente Wärmenetze (BEW)) können und sollen die Entscheidung, wel-

cher klimaneutrale Energieträger oder welche Technologie vor Ort bzw. im Heizungskeller ein-

gesetzt wird, unterstützen.  

Bezüglich der Aussage, das „Heizungsgesetz der Ampel“ zurücknehmen zu wollen, bedarf es 

einer Klarstellung. Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) setzt seit 2020 die Vorgaben der europäi-

schen Gebäudeenergieeffizienz-Richtlinie (EPBD) in nationales Recht um, eine Abschaffung des 

GEG in seiner Gesamtheit ist entsprechend nicht möglich. Die mit der zum 1. Januar 2024 in 

Kraft getretenen Novelle erfolgte Berücksichtigung der Bestandsbauten neben den Neubauten 

ist hinsichtlich des Zieles der Emissionsreduzierung im Wärmebereich – sowohl durch Gebäu-

deeffizienz als auch durch die genutzte Energie – sinnvoll.  

Erforderlich sind jedoch die deutliche Vereinfachung und praxistaugliche Gestaltung der Emis-

sionsreduzierung sowie der Zeithorizonte für deren Umsetzung. Die bis Mai 2026 ohnehin zu 

erfolgende nationale Umsetzung der EPBD im GEG eröffnet die Chance einer ganzheitlichen 

Überarbeitung des GEG. 

Ein entscheidendes Instrument für die Umsetzung einer Wärmewende bleibt die kommunale 

Wärmeplanung, die es unbedingt zu erhalten gilt. Sie ermöglicht eine verlässliche Planung für 

den Einsatz dekarbonisierter Wärmelösungen, also einer dezentralen Versorgung oder einer 

Wärmeversorgung über ein Wärme- oder Wasserstoffnetz. 

In jedem Fall ist bei etwaigen Reformen die rechtliche Planungs- und Investitionssicherheit für 

bereits bewilligte und in der Umsetzung befindliche Investitionsvorhaben stets zu gewährleis-

ten. Dies gilt insbesondere für den Wärmenetzausbau. Dafür muss auch die BEW deutlich auf-

gestockt und über eine gesetzliche Regelung der jährlichen Unsicherheit der Haushaltsbera-

tungen entzogen werden. Doppel- bzw. Konkurrenz-Förderungen sind zu vermeiden und die 

Verzahnung der Fördersystematik mit der Gebietsausweisung der kommunalen 



 

Seite 5 von 10 

 

Wärmeplanung ist zu prüfen. Für die Versorgungssicherheit im Wärmesektor bedarf es drin-

gend der Verlängerung des KWKG über das Jahr 2026 hinaus. 

2.5 Erneuerbare-Energien-Förderung 

Ein zukünftiger Investitionsrahmen für Erneuerbare Energien muss Anreize dafür setzen, dass 

sowohl der Einsatz als auch der Standort von EE-Anlagen zunehmend markteffizient und sys-

temdienlich gewählt werden. Kurzfristig sind dringend verschiedene Maßnahmen umzusetzen, 

die sicherstellen, dass insbesondere PV-Mittagsspitzen die Stabilität der Netze nicht gefähr-

den. Ein Entfallen der Vergütung bei negativen Preisen ist eine Maßnahme davon und daher 

angemessen und richtig. Um dennoch Investitionssicherheit insbesondere für kleinere PV- 

Anlagen zu gewährleisten, ist es denkbar, die Förderlaufzeit um die entgangene vergütete 

Strommenge bei negativen Preisen zu verlängern. 

Langfristig ist ein produktionsunabhängiges Fördermodell für Erneuerbare Energien zu bevor-

zugen, sofern die Methodik der Referenzanlage bzw. des Referenzwertes möglichst einfach, 

praktikabel und für die Realisierung von Neuanlagen risikoarm ist. Bis zur Einführung sollten 

zunächst produktionsabhängige CfDs mit einem Marktmengenmodell eingeführt werden. Auch 

Maßnahmen zur Stärkung des PPA-Marktes sind begrüßenswert. Sowohl für die Weiterent-

wicklung der Erneuerbare-Energien-Förderung als auch für die Stärkung des PPA-Marktes gilt 

es, den rechtlichen Rahmen zusammen mit der Branche weiterzuentwickeln. 

2.6 Netzentgelte und Regulierung 

Die Netze sind das Rückgrat der Energiewende. Die Netzentgelte sind Bestandteil des Strom-

preises. Es ist im Interesse aller, dass Energie bezahlbar bleibt. Netzentgelte müssen nach EU-

Recht kostenreflexiv sein, können also nicht frei festgelegt werden. Wenn der Aus- und Umbau 

der Netze nicht ausreichend finanziert wird, können sie das gewohnte und im weltweiten Ver-

gleich hervorragende Niveau an Versorgungssicherheit und Verfügbarkeit nicht mehr leisten.  

Richtig umgesetzt kann eine Reform der Netzentgeltregelungen die Belastung für alle im Rah-

men halten und gleichzeitig Anreize für ein effizientes Stromsystem setzen. Die bisherige Rege-

lung für Großverbraucher steht im Widerspruch zu den Anforderungen eines modernen 

Stromsystems. Die Neuregelung muss daher geeignet sein, auf einfache und sowohl für Ener-

giewirtschaft als auch Industrie umsetzbare Weise die Netzauslastung besser zu reflektieren.  

Auf Übertragungsnetzebene ist der größte Einflussfaktor für die Netzentgelte aktuell der Re-

dispatch. Da es sich nicht um originäre Netzkosten handelt, sollten die Übertragungsnetzent-

gelte aus dem Bundeshaushalt bezuschusst werden. Auch ein Absenken der Stromsteuer auf 

das europäische Minimum ist ein geeigneter Weg, um alle Kundengruppen zu entlasten und 

würde darüber hinaus der Elektrifizierung und Sektorkopplung dienen. Die Unabhängigkeit der 

Bundesnetzagentur, wie sie vom Europäischen Gerichtshof angemahnt wurde, ist gut 
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begründet und vom EU-Recht geboten. Eine mögliche Neutarierung des Diskursprozesses mit 

der Politik ist entsprechend innerhalb des EU-Rechtsrahmens zu gestalten.  

 

2.7 Nutzung aller klimaneutralen Gase 

Der BDEW begrüßt die Ausführungen zur perspektivischen Nutzung aller klimaneutralen Gase. 

Während Erdgas und LNG mittelfristig, insbesondere für die Versorgungssicherheit, noch eine 

große Bedeutung besitzen werden und deshalb die Bezugsquellen weiter diversifiziert werden 

müssen, werden langfristig erneuerbare und kohlenstoffarme Gase das zentrale Element für 

die Dekarbonisierung des Gassektors darstellen. Neben der Dekarbonisierung zahlreicher in-

dustrieller Prozesse benötigt auch der künftige Betrieb von Wasserstoff-Kraftwerken den zügi-

gen Wasserstoff-Hochlauf. Für den erfolgreichen Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft bedarf es 

des beschleunigten Ausbaus der Importinfrastruktur und der Errichtung der Produktionskapa-

zitäten sowie der Absicherung der Importeure und Händler. In der Hochlaufphase ist auch koh-

lenstoffarmer Wasserstoff zu berücksichtigen. Zentral sind rechtstechnische Rahmenbedingun-

gen, die Produktion und Import von kohlenstoffarmen und grünem Wasserstoff ermöglichen 

und nicht aufgrund nicht erfüllbarer Vorgaben verhindern. Entsprechend ist der (europäische) 

Rechtsrahmen abzuändern. Die Anforderungen der verschiedenen Rechtsrahmen sind anzu-

gleichen und aufeinander abzustimmen. 

Das H2-Kernnetz muss mit einem Verteilernetz zu einem H2-Gesamtnetz weiterentwickelt und 

in den geplanten EU-H2-Backbone integriert werden. Hierzu bedarf es konkreter Planungen 

und des notwendigen Regulierungs- und Finanzierungsrahmens, insbesondere der zeitnahen 

Umsetzung des EU-Gas/H2-Pakets.  

2.8 CCS in der Stromerzeugung 

CCS kann für einige Anwendungen im Industriesektor eine geeignete Option zur Dekarbonisie-

rung sein, ist jedoch auch sehr kosten- und energieaufwändig und aufgrund der verbleibenden 

Restemissionen nicht allein zur Erreichung der Klimaneutralität geeignet.  

Hinsichtlich der niedrigen künftigen Betriebsstunden von Gaskraftwerken sowie des geringe-

ren CO2-Anteils im Abgasstrom von Gaskraftwerken kann CCS als Retrofit bzw. bei neuen Gas-

kraftwerken – Stand heute – nur als Nischentechnologie betrachtet werden. Vor diesem Hin-

tergrund wird ein flexibler und kosteneffizienter Betrieb in der Regel nicht darstellbar sein. Da-

gegen wird CCS bei der Produktion von blauem Wasserstoff eine Rolle spielen müssen. Ent-

sprechend ist der Betrieb von neugebauten H2-ready-Kraftwerken mit kohlenstoffarmem Was-

serstoff wirtschaftlicher als CCS an Bestandsanlagen. 
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2.9 Klimafreundliche Antriebe  

Die CO2-Flottengrenzwerte der Europäischen Union sind ein zentraler Baustein für den verläss-

lichen Hochlauf der E-Fahrzeuge und dementsprechende Infrastrukturinvestitionen. Der BDEW 

spricht sich daher klar für die Beibehaltung der Grenzwerte als zentralen Treiber für CO2- 

effiziente, alternative Antriebe aus. Die BDEW-Mitgliedsunternehmen haben massiv in den 

Aufbau der Lade- und Tankinfrastruktur investiert und tun es noch. Sie entwickeln dazu auch 

neue, innovative Dienstleistungen (bspw. bidirektionales Laden oder Plug & Charge). Diese In-

vestitionen in die Infrastruktur und Dienstleistungen des neuen Systems sind entscheidend für 

den Erfolg des Hochlaufs der klimaneutralen Mobilität und erfordern verlässliche Rahmenbe-

dingungen. Darauf verlassen sich die Unternehmen und Investoren.  

2.10 Kernkraft 

Bezüglich der Ausführungen zur potenziellen Wiederaufnahme des Betriebs der zuletzt abge-

schalteten Atomkraftwerke verweisen wir auf die fachliche Bestandsaufnahme und die Ein-

schätzung der Betreiberunternehmen. Derzeit gibt es eine gesetzliche Regelung, die die Betrei-

ber zum Rückbau der Anlagen verpflichtet. Dem Vernehmen nach wäre ein Betrieb ggf. tech-

nisch möglich, aber mit sehr hohen Kosten, regulatorischen, technischen und personellen Hür-

den sowie viel Zeit verbunden. Darüber hinaus ist neben der Kosten-Nutzen-Analyse die Frage 

der Sicherstellung der gesellschaftlichen Akzeptanz sowie der effizienten Integration in den zu-

künftigen Strommarkt zu diskutieren.  

Forschung an innovativen Technologien zur Erreichung der Klimaneutralität ist grundsätzlich zu 

unterstützen. 

2.11 Kohleausstieg 

Hinsichtlich der Forderung, keine Kohlekraftwerke abzuschalten, bevor neue Gaskraftwerke 

und gesicherte Leistung verfügbar sind, müsste gegebenenfalls das Kohleverstromungsbeendi-

gungsgesetz entsprechend angepasst werden und die Standortnutzungen geklärt sein. Die 

Energiebranche erfüllt hier die gesetzlichen Auflagen. Entscheidende Voraussetzung für den 

weiteren Kohleausstieg ist der Bau von neuen Gaskraftwerken. Dieser muss stark forciert wer-

den, z. B. durch unverzüglich anberaumte Ausschreibungen (siehe oben zu Kraftwerkssicher-

heitsgesetz und Kapazitätsmarkt). 

2.12 Leitmärkte und Quoten 

Die im Diskussionspapier adressierten Leitmärkte und Quoten können ein effizientes Instru-

ment darstellen, um den Markthochlauf von klimaneutralen Brennstoffen und Produkten an-

zureizen. Voraussetzungen für den Erfolg des Quoten-Instruments sind zum einen die politi-

sche Stabilität und das Vertrauen, dass eine Quote für einen bestimmten Zeitraum innerhalb 

eines gesicherten Rechtsrahmens Anwendung findet. Nur auf Basis eines starken Systems, das 
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langfristige Planungssicherheit schafft, werden tatsächlich Investitionsentscheidungen getrof-

fen werden. Zum anderen sind die notwendigen praktischen Voraussetzungen und Randbedin-

gungen, bspw. zur Sicherstellung der notwendigen Zertifizierungs-, Monitoring- und  

Handelssysteme, genau zu prüfen und bereitzustellen. Zudem sind die Wechselwirkungen mit 

bereits bestehenden und geplanten Instrumenten (z. B. ETS 1 & 2, THG-Quote im Transport-

sektor, Industriequote unter RED III, produktionsseitige Förderungen etc.) mitzudenken und 

entsprechend aufeinander abzustimmen. Zudem ist zu prüfen, wie eine etwaige Quote so aus-

gestaltet werden kann, dass sie auch dem Problem der hohen Produktionskosten als einem der 

zentralen Hindernisse für einen Markthochlauf begegnet. 

2.13 Europäische und internationale Themen 

Der BDEW unterstützt die Hervorhebung der Bedeutung des europäischen Binnenmarktes für 

Energie, ihn gilt es aufrechtzuerhalten und zu stärken. Der europäische Energiebinnenmarkt 

sorgt nachweislich für eine sicherere und günstigere Energieversorgung aller Bürgerinnen und 

Bürger und ist Garant für die internationale Wettbewerbsfähigkeit Europas. Eine Fokussierung 

auf die Nutzung von Synergien, auch mit Staaten, die andere Energiemixe und -strategien ha-

ben, wie insbesondere im deutsch-französischen Verhältnis, ist ebenso begrüßenswert. Wir 

unterstützen den Ausbau einer belastbaren grenzüberschreitenden Infrastruktur. Der Ausbau 

von Energie-Kooperation im Rahmen des Weimarer Dreiecks, inklusive gemeinsamer Projekte, 

ist ebenso sehr positiv zu sehen. 

Eine Stärkung der Energiesicherheit mit Blick auf Importe und eine europäische Perspektive bei 

diesem Thema sind sehr zu begrüßen, wie auch die Ausrichtung der deutschen Energiehan-

delsstrategie an konkret definierten Energiepartnerschaften und die Diversifizierung von Be-

zugsquellen. 

2.14 Sparpotenziale bei Übertragungsnetzen und Offshore-Wind nutzen 

Der BDEW begrüßt die Forderung, Kostenpotenziale beim Netzausbau und im Offshore- 

Bereich zu heben. Der BDEW hat unter anderem die Aufhebung des Erdkabelvorrangs bei den 

drei Trassen DC40 (OstWestLink), DC41 (NordWestLink) sowie DC42 (SuedWestLink) ebenfalls 

als Stellschraube identifiziert. Grundsätzliche Zustimmung findet auch die Forderung, dass im 

Bereich Offshore-Wind für die Ausbauzielerreichung nicht die installierte Menge an Windanla-

gen in GW maßgeblich sein sollte, sondern die tatsächlichen Stromerträge in Terawattstunden 

(TWh), um Effizienzpotenziale bestmöglich zu heben, ohne den ambitionierten Ausbaupfad 

insgesamt zu reduzieren. Um die Effizienz und Effektivität beim Offshore-Ausbau weiter zu 

steigern, sollte eine gemeinsame Lösung im Zusammenspiel aller Akteure (Entwickler, Übertra-

gungsnetzbetreiber, Gesetzgeber und das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie) ge-

funden werden.  
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2.15 Digitalisierung  

Der BDEW unterstützt das Vorantreiben der Digitalisierung (in) der Energiewende ausdrück-

lich. Der Rollout intelligenter Messsysteme verbunden mit Steuerboxen wird nicht nur die Digi-

talisierung der Branche voranbringen, sondern ist im Energiesystem der Zukunft unerlässlich. 

Das sehen wir in der aktuellen PV-Spitzen-Problematik: Ohne Steuer- und Sichtbarkeit aller An-

lagen ist der sichere Netzbetrieb erschwert. Diese Problematik muss Anlass sein, die Digitalisie-

rung voranzutreiben, und alle Anlagen mit einer Leistung ab 7 kW verpflichtend und prioritär 

sicht- und steuerbar zu machen.  

Die Unternehmen der Energiewirtschaft stehen für den Smart-Meter-Rollout bereit und viele 

sind auch bereits in Vorleistung getreten. Um wie gesetzlich vorgeschrieben bis 2025 20 % und 

bis 2030 alle Messstellen auszustatten, sind Genehmigungs- und Zertifizierungsverfahren 

schnell und einfach zu gestalten und der Rollout effizient zu planen. Es braucht auch eine aus-

kömmliche Finanzierung im Messstellenbetriebsgesetz (MsbG) und eine sinnvolle Priorisierung 

des Rollouts. Ebenso ist die Wirtschaftlichkeit für die Unternehmen sicherzustellen, um den 

Rollout nicht zu behindern, der Einbau von Smart Metern darf für Unternehmen nicht zum Zu-

schussgeschäft werden. Damit die entstehenden Datenmengen sinnvoll analysiert und genutzt 

werden können, sind praxistaugliche Bedingungen für den Rollout und für die Datennutzung 

erforderlich. Um unter anderem eine optimale Nutzung der Transportkapazitäten zu gewähr-

leisten, müssen zum Monitoring sowie zur Steuerung die Netze digitalisiert werden. 

2.16 Kapital für die Energiewende 

Um die politisch gesetzten Ziele der Energiewende zu erreichen, sind bis 2030 Investitionen 

von ca. 700 Mrd. € erforderlich. Der BDEW teilt die Auffassung, dass die notwendigen Investiti-

onen nicht allein vom Staat, sondern in erheblichem Umfang privat finanziert werden. Um 

mehr private Investoren zu gewinnen, müssen jedoch die Rahmenbedingungen verbessert 

werden, etwa durch Anpassungen bei Eigenkapitalanforderungen, der Green Asset Ratio und 

Abschreibungsregeln. Bund und Länder müssen zudem eigenkapitalstärkende Maßnahmen er-

greifen. Gleichzeitig muss die Eigenkapitalverzinsung im regulierten Netzbereich generell ver-

bessert und im internationalen Vergleich wettbewerbsfähig werden. Ohne das notwendige Ka-

pital wird die Energiewende nicht oder nur deutlich verzögert gelingen.  

2.17 Mieterstrom, gemeinschaftliche Gebäudeenergieversorgung und Energy Sharing  

ermöglichen 

Mieterstrom, gemeinschaftliche Gebäudeenergieversorgung und Energy Sharing ermöglichen 

es Bürgerinnen und Bürgern, aktiv an der lokalen Energieerzeugung teilzunehmen. Um die Ak-

zeptanz und Beteiligung zu erhöhen sowie eine zeitnahe und flächendeckende Nutzung zu er-

möglichen, ist jedoch eine einfache und praxisnahe Umsetzung dieser Konzepte mit möglichst 

standardisierten Prozessen notwendig. Perspektivisch bedarf es einheitlicher Regelungen für 
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die prozessuale Umsetzung der Modelle, um den Implementierungsaufwand möglichst gering 

zu halten. 
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